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mehr-demokratie! vorarlberg 
Ing. Armin Amann 
Schriftempfänger 
Seilergasse 4 
6824 Schlins 
 
und Mitunterzeichner 

 
 
An den Vorarlberger Landtag 
Landhaus 
6900 Bregenz 

Schlins, 04. August 2015 

 
 
 
Wir ersuchen den Vorarlberger Landtag  
um Behandlung und Umsetzung folgender  
 
 

PETITION 
 
 

Änderung GG § 21, Volksbegehren 
 
 
Änderungsvorschlag: GG § 21 (3) 
Ein Volksbegehren muss von der Gemeindevertretung behandelt werden, wenn es 
mindestens von einer Zahl an Stimmberechtigten der Gemeinde (§20) verlangt wird, 
die wie folgt zu ermitteln ist: 
a) für die ersten bis zu 500 Stimmberechtigten: 15% davon; zuzüglich 
b) für die nächsten bis zu 1.500 Stimmberechtigten: 10% davon; zuzüglich 
c) für die nächsten bis zu 5.000 Stimmberechtigten: 6% davon; zuzüglich 
d) für die nächsten bis zu 10.000 Stimmberechtigten: 3% davon; zuzüglich 
e) für die darüber hinaus gehende Zahl von Stimmberechtigten: 2% davon 
 

 

 
Änderungsvorschlag: GG § 21 (4) 
Lehnt es die Gemeindevertretung ab, einem Volksbegehren Rechnung zu tragen, 
so ist das Volksbegehren der Volksabstimmung zu unterziehen. 
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Begründung:  
Die Möglichkeit der Einleitung von Volksbegehren wird von der Bevölkerung einer Gemeinde 
viel zu selten in Anspruch genommen. Für diese seltene Inanspruchnahme gibt es einen 
wesentlichen Grund: Die Unterschriftenhürden sind nach den derzeit gültigen, gesetzlichen 
Vorgaben – auch im internationalen Vergleich - viel zu hoch!  
Ein bestimmtes Anliegen aus der Bürgerschaft wird dadurch nicht zum öffentlichen Thema; 
einem berechtigten Begehren wird dadurch nicht zum Durchbruch verholfen. 
 
Wir schlagen deshalb einen Berechnungsschlüssel zur Einleitung eines Volksbegehrens vor, 
der auf der einen Seite Kleingemeinden ausreichend berücksichtigt und andererseits sich an 
internationalen Standards für Unterstützungserklärungen in größeren Kommunen und 
Städten orientiert. 
Wenn es auf Grund der Einleitung eines Volksbegehrens zu einer Volksabstimmung kommt, 
sind alle Wahlberechtigten einer Gemeinde zur Stimmabgabe und damit zur Entscheidung 
aufgerufen. 
Erst das Ergebnis der Volksabstimmung ist rechtsverbindlich! 

 
 
 
Neu: GG § 21 (6) 
 
Für die Planung und Projektierung größerer Vorhaben einer Kommune wie beispielsweise 
Errichtung/Erweiterung/Sanierung von Gebäuden und Anlagen im Bereich Verwaltung, 
Bildung, Sport, Daseinsvorsorge, Kinder- und Seniorenbetreuung, Verkehrswege und  
-systeme sind Bürgerbeteiligungs-Verfahren anzuwenden, die in Struktur und Ablauf 
festgelegt sind. Für den strukturierten und geordneten Ablauf des Bürgerbeteiligungs-
Prozesses ist eine dafür verantwortliche Stelle in der Gemeindeverwaltung (Mitmach-Büro 
oder in Kleingemeinden übernimmt der Gemeindesekretär diese Funktion) einzurichten. 
Durch Beschluss der Gemeindevertretung ist festgelegt, dass das ausgearbeitete Ergebnis 
des jeweiligen Bürgerbeteiligungsverfahrens verbindlich umgesetzt wird.  
 
 
Begründung:  
Durch Volksbegehren kann verlangt werden, dass Angelegenheiten des eigenen 
Wirkungsbereiches der Gemeinde in bestimmter Weise erledigt werden.  Wenn größere 
Vorhaben im Wirkungsbereich der Gemeinde in Aussicht genommen werden, sollen die 
Bürgerinnen und Bürger darüber von allem Anfang an in Kenntnis gesetzt werden. Bei 
größeren Vorhaben ist es besonders wichtig, dass das umfangreiche Know-how und die 
breiten Erfahrungswerte, die bei der örtlichen Bevölkerung im hohen Maße vorhanden sind, 
bereits schon im Vorfeld in die Planung und Projektierung einfließen. Für solche Vorhaben 
soll es nicht erforderlich sein, ein Volksbegehren von Seiten der Bürgerschaft einzuleiten. 
Bürgerbeteiligungsverfahren führen nachweislich zu zweckmäßigen und kostengünstigen 
Lösungen. Die Ergebnisse finden breite Akzeptanz in der Bevölkerung. 
Siehe auch das bewährte Konzept eines Bürgerbeteiligungsverfahrens in der Gemeinde 
Weyarn in Bayern. 
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Gerne sind wir zur Mitarbeit und Mitgestaltung der Änderungen im Vorarlberger GG  
im Sinne von mehr direkter Demokratie bereit. 
 
 
Ing. Armin Amann,    
Vorstandsmitglied mehr-demokratie! österreich 
 

 
 
und Mitunterzeichner 
 

OStR DI Dr. Fritz Danner 
 

Dr. Klaus Diekers 
 

Angelika Egel, MAS (FH) 

 

Dr. Günther Hagen 

 

Dr. Lukas Krainer 
 

Ing. Alois Mair 
 

DI Markus Mennel 
 

 


